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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Januar 2023 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht in Erfüllung eines Postulats
Schmid (fdp, GR) zur Stärkung des Pharma- und Biotechnologie-Standorts Schweiz.
Der Bericht umfasst die fünf Themenbereiche Digitalisierung,
Forschungszusammenarbeit zwischen Unternehmen und Universitäten, die
aussenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die Arbeitsmarktsituation sowie die
Standortattraktivität der Schweiz für Pharma- und Biotechunternehmen. Der Bundesrat
kam darin zum Schluss, dass aufgrund der bereits bestehenden horizontalen, aber auch
vertikalen, sektorspezifischen Massnahmen zur Verbesserung der Schweizer
Standortattraktivität in den genannten fünf Bereichen kein weiterer Handlungsbedarf
bestehe. Wichtig seien demnach die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen – wie
etwa der Zugang zum EU-Binnenmarkt oder die internationale
Forschungszusammenarbeit. Auch für die Schaffung des im Postulat geforderten
Beirats sah der Bundesrat keinen Handlungsbedarf, da sich die Branche über die
bestehenden Kommunikationskanäle bereits ausreichend mit den Behörden
austauschen könne. 1

BERICHT
DATUM: 25.01.2023
MARCO ACKERMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2022: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Zu Beginn des Jahres 2022 wurde befürchtet, dass die Covid-19-Pandemie auch in
diesem Jahr das politische Geschehen der Schweiz dominieren würde: Mitte Januar
erreichte die Anzahl laborbestätigter täglicher Neuansteckungen mit 48'000 Fällen
bisher kaum denkbare Höhen – im Winter zuvor lagen die maximalen täglichen
Neuansteckungen noch bei 10'500 Fällen. Die seit Anfang 2022 dominante Omikron-
Variante war somit deutlich ansteckender als frühere Varianten – im Gegenzug erwies
sie sich aber auch als weniger gefährlich: Trotz der viermal höheren Fallzahl blieben die
Neuhospitalisierungen von Personen mit Covid-19-Infektionen deutlich unter den
Vorjahreswerten. In der Folge nahm die Dominanz der Pandemie in der Schweizer
Politik und in den Medien fast schlagartig ab, wie auch Abbildung 1 verdeutlicht. Wurde
im Januar 2022 noch immer in 15 Prozent aller Zeitungsartikel über Covid-19
gesprochen, waren es im März noch 4 Prozent. Zwar wurde im Laufe des Jahres das
Covid-19-Gesetz zum fünften Mal geändert und erneut verlängert, über die Frage der
Impfstoff- und der Arzneimittelbeschaffung gestritten und versucht, in verschiedenen
Bereichen Lehren aus den letzten zwei Jahren zu ziehen. Jedoch vermochten weder
diese Diskussionen, die zwischenzeitlich gestiegenen Fallzahlen sowie ein weltweiter
Ausbruch vermehrter Affenpocken-Infektionen das mediale Interesse an der Pandemie
erneut nachhaltig zu steigern. 

Stattdessen erhielten im Gesundheitsbereich wieder andere Themen vermehrte
Aufmerksamkeit, vor allem im Rahmen von Volksabstimmungen und der Umsetzung von
Abstimmungsentscheiden.
Einen direkten Erfolg durch ein direktdemokratisches Instrument erzielte das Komitee
hinter der Volksinitiative «Kinder ohne Tabak». Die Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger hiessen diese Initiative am 13. Februar mit 56.7 Prozent gut. Das
Volksbegehren ziel darauf ab, dass Kinder und Jugendliche nicht länger mit
Tabakwerbung in Berührung kommen. Während das Initiativkomitee die Vorlage unter
anderem damit begründete, dass durch das Werbeverbot dem Rauchen bei
Jugendlichen Einhalt geboten werden könne, führten die Gegnerinnen und Gegner die
Wirtschaftsfreiheit an. Zudem befürchtete die Gegnerschaft, dass in Zukunft weitere
Produkte wie Fleisch oder Zucker mit einem vergleichbaren Werbeverbot belegt
werden könnten. Der Bundesrat gab Ende August einen gemäss Medien sehr strikten
Entwurf zur Umsetzung der Initiative in die Vernehmlassung. Während die
Stimmbevölkerung Werbung für Tabakprodukte verbieten wollte, bewilligte das BAG ein

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Gesuch der Stadt Basel zur Durchführung von Cannabisstudien; die Städte Bern,
Lausanne, Zürich und Genf lancierten ebenfalls entsprechende Studien. Zudem können
Ärztinnen und Ärzte seit dem 1. August medizinischen Cannabis ohne Bewilligung durch
das BAG verschreiben.

Teilweise erfolgreich waren im Jahr 2022 aber auch die Initiantinnen und Initianten der
Organspende-Initiative. 2021 hatte das Parlament eine Änderung des
Transplantationsgesetzes als indirekten Gegenvorschlag gutgeheissen, woraufhin das
Initiativkomitee die Initiative bedingt zurückgezogen hatte. Im Januar kam das
Referendum gegen die Gesetzesänderung zustande. Mit dem Gesetz beabsichtigten
Bundesrat und Parlament die Einführung einer erweiterten Widerspruchslösung, wobei
die Angehörigen der verstorbenen Person beim Spendeentscheid miteinbezogen
werden müssen. Auch wenn es sich dabei um eine Abschwächung der Initiativforderung
handelte, ging die Änderung dem Referendumskomitee zu weit; es äusserte ethische
und rechtliche Bedenken. Die Stimmbevölkerung nahm die Gesetzesänderung am 15.
Mai allerdings deutlich mit 60.2 Prozent an. Damit gewichtete sie die von den
Befürwortenden hervorgehobene Dringlichkeit, die Spenderquote zu erhöhen und
etwas gegen die langen Wartezeiten auf ein Spenderorgan zu unternehmen, stärker als
die Argumente des Referendumskomitees. In den Wochen vor dem
Abstimmungssonntag wurde die Vorlage vermehrt von den Zeitungen aufgegriffen, wie
Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht.

Nach dem deutlichen Ja an der Urne im November 2021 unterbreitete der Bundesrat
dem Parlament im Mai 2022 seine Botschaft zur Umsetzung eines ersten Teils der
Pflegeinitiative. Dieser entspricht dem indirekten Gegenvorschlag, den die Legislative
ursprünglich als Alternative zur Volksinitiative ausgearbeitet hatte. Ohne grosse
Änderungen stimmten die beiden Kammern der Gesetzesrevision zu.

Noch immer stark von der Covid-19-Pandemie geprägt waren die Diskussionen zu den
Spitälern. Da die Überlastung der Spitäler und insbesondere der Intensivstationen
während der Pandemie eine der Hauptsorgen dargestellt hatte, diskutierten die Medien
2022 ausführlich darüber, wie es möglich sei, die Intensivstationen auszubauen. Vier
Standesinitiativen forderten zudem vom Bund eine Entschädigung für die
Ertragsausfälle der Krankenhäuser während der ersten Pandemiewelle, der Nationalrat
gab ihnen indes keine Folge.

Von einer neuen Krise betroffen war die Medikamentenversorgung. Die
Versorgungssicherheit wurde als kritisch erachtet, was die Medien auf den Brexit, die
Opioidkrise in den USA sowie auf den Ukrainekrieg zurückführten. Der Bundesrat gab in
der Folge das Pflichtlager für Opioide frei. Das Parlament hiess überdies verschiedene
Motionen für eine Zulassung von Medizinprodukten nach aussereuropäischen
Regulierungssystemen gut, um so die Medikamentenversorgung auch mittelfristig
sicherzustellen (Mo. 20.3211, Mo. 20.3370). Kein Gehör fand hingegen eine
Standesinitiative aus dem Kanton Aargau zur Sicherung der Landesversorgung mit
essenziellen Wirkstoffen, Medikamenten und medizinischen Produkten, durch
ausreichende Lagerhaltung, Produktion in Europa und durch die Vereinfachung der
Registrierung in der Schweiz.

Im Bereich des Sports war das Jahr 2022 durch mehrere Grossanlässe geprägt, die
nicht nur in sportlicher, sondern auch in politischer Hinsicht für Gesprächsstoff
sorgten. Die Olympischen Winterspiele in Peking Anfang Jahr und die Fussball-
Weltmeisterschaft der Männer in Katar zum Jahresende standen aufgrund von
Menschenrechtsverletzungen an den Austragungsstätten in den Schlagzeilen. Skandale
gab es aber nicht nur in der internationalen Sportwelt, sondern auch hierzulande, wo
Vorwürfe bezüglich Missständen im Synchronschwimmen erhoben wurden und die 1.
Liga-Frauen-Fussballmannschaft des FC Affoltern nach einem Belästigungsskandal
praktisch geschlossen den Rücktritt erklärte. Erfreut zeigten sich die Medien hingegen
über eine Meldung im Vorfeld der Fussball-Europameisterschaft der Frauen, dass die
Erfolgsprämien durch die Credit Suisse und die Gelder für Bilder- und Namensrechte
durch den SFV für die Spielerinnen und Spieler der Nationalmannschaft der Frauen und
Männer künftig gleich hoch ausfallen sollen. Sinnbildlich für den wachsenden
Stellenwert des Frauenfussballs stand ferner eine Erklärung des Nationalrats in der
Wintersession 2022, wonach er die Kandidatur zur Austragung der Fussball-
Europameisterschaft der Frauen 2025 in der Schweiz unterstütze. Trotz dieser
verschiedenen Diskussionen im Sportbereich hielt sich die Berichterstattung dazu
verglichen mit derjenigen zu gesundheitspolitischen Themen in Grenzen (vgl. Abbildung
1). Dies trifft auch auf die Medienaufmerksamkeit für die Sozialhilfe zu, die sich über
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das gesamte Jahr hinweg unverändert auf sehr tiefem Niveau bewegte. 2

Medikamente

Ende 2017 erschien der bundesrätliche Bericht zum Thema Medikamentenstudien. Aus
dem Postulat «Verlässliche Entscheidungsgrundlagen für die Arzneimitteltherapie»
erwuchs der Auftrag an die Regierung, zu erläutern, inwiefern die medizinische
Forschung und daraus resultierende Studien fortan mit Bundesbeteiligung unterstützt
werden können. Aus dem Bericht ging hervor, dass nicht primär die Anzahl an Studien
angepasst werden, sondern verstärkt auf die Qualität und Transparenz dieser Studien
geachtet werden solle. 
Die rechtlichen Grundlagen auf Bundesebene, dabei handelt es sich um das
Heilmittelrecht und das Humanforschungsrecht, seien bereits punktuell
weiterentwickelt worden, was bereits zu verbesserten Rahmenbedingungen für
klinische Studien geführt habe. Zusätzlich werde der Evaluationsbericht zum HFG, der
Ende 2019 erwartet wird, weiteren Handlungsbedarf aufzeigen. In der Verpflichtung der
Pharmabranche, ebenfalls einen finanziellen Beitrag zum Zweck der
Forschungsförderung zu leisten, sah der Bundesrat eher keine zielführende Lösung.
Dahingehend hätte jedoch der SNF seine Förderinstrumente weiterentwickelt, auch
hierzu wird es eine Evaluation geben. Der Bund erachtete somit nicht einen Ausbau der
Fördermittel als Königsweg, sondern ein verstärktes Monitoring in Form einer
funktionierenden Qualitätssicherung bei den klinischen Studien. Hierfür wurde auch
ein Masterplan zur Stärkung der biomedizinischen Forschung und Technologie
verabschiedet. In diesem Sinne möchte der Bund seinen (regulatorischen) Beitrag auf
die Erarbeitung „zahlreiche[r] gut aufeinander abgestimmte[n] Massnahmen”
beschränken. 3

BERICHT
DATUM: 08.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Medizinische Forschung

In seinem Bericht über die Legislaturplanung 1991–1995 stellte der Bundesrat seine
Sichtweise der Ausführungsgesetzgebung zum neuen Verfassungsartikel vor. Für den
Teil Fortpflanzungsmedizin/Genomanalyse soll ein eigenständiges Gesetz
ausgearbeitet werden, welches die Rahmenbedingungen festlegt sowie den Zugang zu
den Daten über die Abstammung regelt. Im ausserhumanen Bereich soll der
Verfassungsartikel hingegen nicht zu einem eigentlich Gen-Tech-Gesetz führen,
sondern nur zur Revision bestehender Gesetze z.B. aus dem Bereich des
Umweltschutzes, der Epidemien und der Lebensmittel. 4

BERICHT
DATUM: 17.06.1992
MARIANNE BENTELI

Zu teilweise ganz anderen Vorschlägen kam eine 1993 von Bundesrätin Dreifuss
eingesetzte Expertenkommission. Gegen den Widerstand einer Mehrheit ihrer
weiblichen Mitglieder, die diese wissenschaftlichen Methoden als Entwürdigung des
menschlichen Lebens ablehnte, sprach sie sich dafür aus, die Forschung an
überzähligen Embryonen unter strengen Voraussetzungen grundsätzlich zu erlauben
und die sogenannte Präimplantationsdiagnostik zuzulassen, bei welcher der Embryo
bereits vor der Einpflanzung in den weiblichen Körper auf seine Qualität untersucht
wird. 5

BERICHT
DATUM: 05.09.1995
MARIANNE BENTELI

Erste Vorstellungen, wie das von Dormann angeregte Gesetz aussehen könnte, legte
eine vom EDI eingesetzte Studiengruppe "Forschung am Menschen" vor. Die
Empfehlungen umfassten wissenschaftlich-medizinische und gesellschaftliche Belange.
Grundtenor war, dass sich die gentechnologische Diagnostik auf wichtige Krankheiten
beziehen müsse, für die auch eine Aussicht auf Therapie besteht; das Prinzip der
Freiwilligkeit sei auf jeden Fall zu wahren. Zudem müssten alle Forschungsprojekte
ethisch, rechtlich und gesellschaftlich hinterfragt werden, weshalb eine
Bioethikkommission eingesetzt werden sollte, in der auch Laien mitmachen. Als ganz
wichtig erachtete die Kommission den Schutz der Menschen vor einer Stigmatisierung
durch die allfälligen Ergebnisse einer Untersuchung, weshalb sie anregte, dass in der
Bundesverfassung ein Verbot der Diskriminierung von Menschen mit einer Behinderung
und ihrer Familien verankert wird. 6

BERICHT
DATUM: 05.11.1998
MARIANNE BENTELI

1) Bericht BR vom 25.1.23; Medienmitteilung BR vom 25.1.23
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2) APS-Zeitungsanalyse 2022 – Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
3) Bericht Bundesrat vom 08.12.2017; Medienmitteilung BAG vom 08.12.2017
4) BBl, 1992, III, S. 110., Bund, 29.5.92.
5) Presse vom 5.9.95; WoZ, 8.9.95
6) Presse vom 5.11.98
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